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Neue Homepage ist online
Seit April 2020 ist die neu gestaltete Home-
page des Deutschen Pflegerats (deutscher-
pflegerat.de) online. Sie gliedert sich in die 
vier Hauptbereiche Positionen, Verband, Pres-
se und Deutscher Pflegetag.

Unter „Positionen“ finden sich aktuelle The-
men und grundlegende Positionierungen des 
Verbandes. Der Bereich „Verband“ stellt den 
Deutschen Pflegerat in seinen Strukturen, Gre-
mien und seiner Geschichte sowie die Mit-
gliedsverbände, Partner und Förderer vor. Wei-
ter kommen die drei Fachkommissionen 
„DRG“, „Langzeitpflege“ und „Digitalisierung“ 
des Deutschen Pflegerats mit ihren Positionen 
zu Wort. In diesem wichtigen Bereich finden 
sich auch die Bundes- und Landespflegekam-
mern sowie die Landespflegeräte wider. Der 
dritte Hauptbereich umfasst die „Pressearbeit“, 
u.a. mit den Pressemitteilungen des Ver-
bandes. Mit Hilfe des vierten Hauptbereichs 
gelangt man zum „Deutschen Pflegetag“ mit 
den aktuellen Hinweisen auf die geplante Ver-
anstaltung am 11. und 12. November 2020.

Die neue Homepage des Deutschen Pflegerats 
konzentriert sich auf die wichtigsten Informa-
tionen für die professionell Pflegenden in 
Deutschland. Das neue Design unterstützt die-
se Zielrichtung. Komplexe, pflegerelevante 
Sachverhalte wie auch die Positionen des 
Deutschen Pflegerats werden auf den Punkt 
gebracht dargestellt. Damit bildet die Home-
page ab, wofür der Verband steht: Die hervor-
ragende Vertretung der Pflegefachpersonen 
durch pflegefachlich begründete Positionie-
rungen in der pflegepolitischen Arbeit.

Irene Maier 
Vize-Präsidentin des Deutschen Pflegerats 
(DPR)

Editorial

Prämie für alle Pflegenden

Der Deutsche Pflegerat begrüßt die Entscheidung der Bundesregie-
rung, dass es eine finanzielle Anerkennung für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in Pflegeeinrichtungen und Pflegediensten der 
Langzeitpflege geben soll. Kritisch zu werten ist jedoch, dass pro-
fessionell Pflegende in den Krankenhäusern und Rehabilitations-
einrichtungen bei der Prämie außen vor bleiben. Warum eigentlich?

Pflegefachpersonen und Pflegeassistenzpersonen haben als Be-
schäftigte der „systemrelevanten Pflegeberufe“ in allen Bereichen 
enorm viel geleistet und tun dies nach wie vor. Lob und Applaus 
sind gut gemeinte Botschaften. Ernst gemeinte, aufrichtige Wert-
schätzung für den enormen Einsatz in den Bereichen, in denen 
Menschen gepflegt werden, muss sich auch in einer finanziellen Zu-
wendung bei allen Pflegefachpersonen und Pflegeassistenzpersonen 
in der direkten Patientenversorgung zeigen.

Der Deutsche Pflegerat spricht sich daher für eine sofortige Nach-
besserung des Ende April vom Bundeskabinett beschlossenen Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei ei-
ner epidemischen Lage von nationaler Tragweite aus. Die professi-
onell Pflegenden in den Krankenhäusern und in den Rehabilitati-
onseinrichtungen müssen ebenfalls eine finanzielle Anerkennung 
ihrer Leistungen erhalten.

Weiter fordert der Deutsche Pflegerat eine Steuerfinanzierung der 
Prämie. Es geht um eine gesamtgesellschaftliche Anerkennung. 
Nicht nur die Versicherten, sondern die gesamte Gesellschaft sollte 
bei der Anerkennung der Verdienste der professionell Pflegenden 
einen Beitrag leisten.

Dr. h.c. Franz Wagner
Präsident des Deutschen Pflegerats

Franz Wagner
Präsident des Deutschen Pflegerats
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News in der Corona-Pandemie

Das sagte der DPR zur aktuellen Lage

Der Deutsche Pflegerat war in den letzten Monaten ein begehrter Ge-
sprächspartner der Medien. Zahlreiche Statements und Interviews wur-
den in Presse, Hörfunk und Fernsehen veröffentlicht. Einige der 
Pressemitteilungen, die der DPR verfasste, haben wir nachfolgend in 
Auszügen zusammengestellt.

O hne die Profession Pflege kann 
die Corona-Pandemie nicht be-
wältigt werden. Die Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter in der Pflege 
sind heute und in Zukunft diejenigen, 
auf die es in der Pandemie ankommt. 
Der Deutsche Pflegerat wurde in diesem 
Zusammenhang vielfach gefragt, wie es 
um den Berufsstand aktuell steht. Eini-
ge der Veröffentlichungen des Rats lesen 
Sie hier.

Ausnahmesituation der Pflege in 
der Corona-Krise 
(02.04.2020) Das Gesundheits- und Pfle-
gesystem bereitet sich intensiv auf die 
zunehmenden Versorgungsbedarfe der 
Corona-Pandemie vor. Allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern stehen große 
Herausforderungen bevor. Wir stoßen 
schon jetzt (Stand 02.04.2020), da die 
Zahl der an COVID-19 erkrankten Men-

schen noch sehr überschaubar ist, bei-
spielsweise bei der Beschaffung von 
Schutzausrüstung, an Grenzen.

Die Krankenhäuser befinden sich in 
einer schwierigen Lage. Es ist der Man-
gel an qualifiziertem Pflegepersonal, der 
die Grenzen des Machbaren bildet. So 
werden Pflegefachpersonen aus anderen 
Bereichen kurzfristig für einen Einsatz 
auf einer Intensivstation qualifiziert.

Was die Pflege jetzt braucht, sind klu-
ge Strukturen der Arbeitsorganisation 
mit fairen Maßnahmen der Arbeitsre-
duktion bei geringerer Auslastung der 
Betten und angemessenen Pausen- und 
Erholungszeiten bei Mehrbelastung. Gut 
zusammengestellte Teams aus qualifi-
zierten und erfahrenen Pflegefachperso-
nen müssen die weniger erfahrenen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter anleiten 
und begleiten. Strategien, wie freiwillige 
Rückkehrerinnen und Rückkehrer im 

Bedarfsfall passgenau eingesetzt werden 
können, müssen erarbeitet und umge-
setzt werden.

Um diese Aufgaben zu bewältigen, 
braucht die Pflege alle erdenkliche Un-
terstützung. Dabei muss der Schutz der 
Pflegefachpersonen vor der Infektion 
und Überforderung beachtet werden. 
Die dazu erforderliche Schutzausrüs-
tung zu beschaffen hat oberste Priorität. 
Dies gilt für alle Bereiche der Pflege, von 
der ambulanten Pflege über die Pflege-
heime bis hin zu den Krankenhäusern.

Zur Überprüfung der Auswirkungen 
der Corona-Pandemie schlägt der Deut-
sche Pflegerat einen Beirat von Fachver-
tretern, eingesetzt durch den Gesetzge-
ber, vor. Dabei ist die Profession Pflege 
zwingend zu berücksichtigen. Sie muss 
zudem bereits heute in alle aktuellen 
Krisenstäbe eingebunden werden. Dies 
geschieht derzeit zu selten.

Auszubildende in den 
Pflegeberufen schützen 
(07.04.2020) Der Umstand, dass Träger 
der praktischen Ausbildung die Auszu-
bildenden ohne ausreichende Kompe-
tenzen in der Praxis – und Ausbildungs-
einsteiger ganz ohne theoretische 
Grundlagen – einsetzen, gefährdet die 
Auszubildenden, die Patienten und Pfle-
gebedürftigen.

Eine Überforderung der neuen Auszu-
bildenden und Studierenden muss unbe-
dingt verhindert werden. Die Lernenden 
und Studierenden müssen ausreichend 
in die Praxis eingeführt und begleitet 
werden.

Auszubildende dürfen nur dort einge-
setzt werden, wo ausreichend Praxisan-
leiter zur Verfügung stehen. Diese müs-
sen die Lernenden – auch unter der Be-
sonderheit der Gefährdung durch CO-
VID-19 – zeitlich und inhaltlich gut 
anleiten können.

Der Deutsche Pflegerat fordert, dass 
die Pflegeschulen stärker in die Umset-
zung von digitalen Infrastrukturen, E-
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Pressemitteilungen des DPR fanden sich in deutschen Medien wieder.
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Learning-Angeboten und in die dafür 
notwendige Ausstattung investieren. 
Diese Investitionsmaßnahmen müssen 
durch die Länder und durch den Digital-
pakt des Bundes unbürokratisch finan-
ziell unterstützt werden.

Den Auszubildenden dürfen unter der 
Corona-Pandemie keine Nachteile ent-
stehen. Die Länder müssen in der An-
rechnung der theoretischen und prakti-
schen Stunden pragmatisch und flexibel 
agieren. Der Ausbildungserfolg darf ge-
nauso wenig gefährdet sein, wie die 
Qualität des Abschlusses. Es muss gel-
ten: Die Auszubildenden sind nicht da-
für da, um die bereits vor der Corona-
Pandemie dagewesenen großen Löcher 
in der Leistungserbringung zu stopfen. 

Kassen müssen für maximale 
Entlastung sorgen und 
Verantwortung übernehmen 
(15.04.2020) Die jetzige Krisenzeit in der 
Corona-Pandemie erfordert es, die Pfle-
geheime und Pflegedienste bestmöglich 
zu unterstützen sowie von jeglicher nicht 
notwendiger, barrierereichen Bürokratie 
maximal zu entlasten. Das sichert die 
Funktionsfähigkeit der Pflege in der Be-
wältigung der Pandemie. In der Pflicht 
stehen hier die Kassen und Sozialhilfe-
träger. Diese müssen, mehr als sie dies 
bisher getan haben, tätig werden.

Die Pflege- und Krankenkassen sowie 

die Sozialhilfeträger müssen die Pflege-
einrichtungen mit allen erforderlichen 
Mitteln unterstützen. Es darf nicht die 
Situation entstehen, dass die Kassen ih-
ren Sicherstellungsauftrag in der Coro-
na-Pandemie nicht mehr wahrnehmen. 
Pflegeeinrichtungen, die Hilfe bedürfen 
und diese auch angefragt haben, muss 
sofort geholfen werden. Die originäre 
Kassen-Verantwortung kann in diesem 
Fall nicht delegiert werden. Dies gilt 
auch mit Blick auf Schutzausrüstung.

Denn ob Infektionen in der häuslichen 
Pflege und in Pflegeheimen in größerem 
Umfang verhindert und gebremst wer-
den können, hängt wesentlich davon ab, 
dass ausreichend Schutzkleidung und 
Desinfektionsmittel verfügbar sind. Dies 
ist derzeit noch nicht der Fall.

Der Deutsche Pflegerat fordert in der 
Langzeitpflege beim bundeseinheitli-
chen Kostenerstattungs-Verfahren den 
Einbezug der Corona-bedingten Ausfäl-
le bei den Investitionskosten. Um den 
Versorgungsauftrag durch die Pflegeein-
richtungen zu gewährleisten, müssen 
auch derartige Corona-bedingte Aus-
fallkosten getragen werden.

Profession Pflege bei der 
Neuausrichtung des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes beteiligen 
(24.04.2020) Die Corona-Pandemie zeigt 
deutlich, dass das Thema Public Health 

in Deutschland stark vernachlässigt 
wurde und im öffentlichen Gesundheits-
dienst ein erheblicher Investitions- und 
Reformbedarf besteht. Jetzt besteht die 
Chance, den öffentlichen Gesundheits-
dienst auch inhaltlich umfassend zu 
stärken.

Die erforderliche Neuorientierung des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes darf 
sich daher nicht nur auf die erforderliche 
technische Modernisierung und die Di-
gitalisierung beschränken. Die Professi-
on Pflege muss neben den ärztlichen 
Aufgabenfeldern in den Mittelpunkt ge-
stellt werden.

Die Pflegefachpersonen und insbeson-
dere Community Health Nurses können 
als Mitarbeitende im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst einen wichtigen Beitrag 
zur besseren Gesundheit und Gesund-
heitsversorgung der Bevölkerung leisten. 
Deren Wissen und Können muss mit be-
rücksichtigt werden.

Mit der maßgeblichen Beteiligung der 
Profession Pflege im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst wäre somit auch ein 
wichtiger Baustein für eine Stärkung der 
Rolle der Kommunen in der Gesund-
heitsversorgung und bei Pflegebedürf-
tigkeit gesetzt.

deutscher-pflegetag.de

PFLEGEHEIME

Noch immer provisorische 
Schutzausrüstung 
Selbstgenähte Masken, Schutzkittel aus 
dem Baumarkt: Die Präsidentin der Pfle-
geberufekammer Schleswig-Holstein, 
Patricia Drube, beklagt weiterhin einen 
Mangel an professioneller Ausstattung.

Die Pflegeberufekammer Schleswig-Hol-
stein mahnt intensivere Maßnahmen zum 
Schutz der Beschäftigten im Gesund-
heitswesen in der aktuellen Corona-Krise 
an. Nach Beobachtung der Kammer be-
steht an vielen Stellen noch kein Zugang 
zu angemessener Schutzausrüstung. Au-
ßerdem fehle es an einer Erfassung er-
krankter Beschäftigter. „Es kommt immer 
noch vor, dass Pflegende sich ihren 

Mund-Nasen-Schutz selbst nähen, sich 
Schutzvisiere mit Laminierfolie basteln 
und sich Ganzkörper-Overalls aus dem 
Baumarkt besorgen müssen. Das zeigt, 
dass wir immer noch ein Versorgungs- 
und Verteilungsproblem haben“, sagte 
die Präsidentin der Pflegeberufekammer 
Schleswig-Holstein, Patricia Drube.Sie er-
innerte daran, dass ein unzureichender 
Schutz nicht nur das Pflegepersonal 
selbst, sondern auch die auf Pflege ange-
wiesenen Patienten gefährdet. Sorgen 
bereitet der Pflegeberufekammer, dass 
die Zahl der am SARS-CoV-2 erkrankten 
Beschäftigten im schleswig-holstei-
nischen Gesundheitswesen nicht be-
kannt ist. „Es ist dringend notwendig, alle 
Infektionen mit SARS-CoV-2 von Beschäf-

tigten im Gesundheitswesen landesweit 
zentral zu erfassen“, forderte Drube.

Die Infektionen müssten nicht nur nach 
Berufsgruppen, sondern auch nach Be-
reichen wie Kliniken, Pflegeeinrichtungen 
und ambulanter Pflege aufgeschlüsselt 
werden.

Von der Erfassung verspricht sich die 
Kammer, dass die Erkrankungsraten des 
Gesundheitspersonals mit der Bevölke-
rung verglichen werden kann. Daraus 
könnten dann Rückschlüsse gezogen 
werden, welche Schutzmaßnahmen in 
welchen Settings erforderlich seien – was 
im Moment nicht möglich sei. (di)

pflegeberufekammer-sh.de
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Beschluss des Bundeskabinetts

Regierung will mehr 
Corona-Tests in Heimen

Mit einem neuen Gesetzentwurf will die Bundesregierung gefährdete 
Menschen besser vor einer Corona-Infektion schützen und das Infekti-
onsgeschehen genauer verfolgen. Auch der Bonus für die Altenpflege 
soll kommen.

D as Bundeskabinett hat am 29. Ap-
ril ein zweites Maßnahmenpaket 
auf den Weg gebracht, um die 

Epidemie in Deutschland einzudäm-
men. So sollen die Tests auf das Corona-
Virus ausgeweitet werden. Das gilt vor 
allem im Umfeld besonders gefährdeter 
Personen, also beispielsweise in Pflege-
einrichtungen. Damit können Infektio-
nen früh erkannt und Infektionsketten 
effektiv unterbrochen werden. Eine 
Maßnahme, die auch Pflegeverbände seit 
Wochen einfordern. Der Gesetzentwurf 
sieht auch vor, dass alle Beschäftigten in 
der Altenpflege eine einmalige gestaffel-
te Corona-Prämie von bis zu 1.000 Euro 
erhalten. Tragen sollen die Kosten die 
Pflegekassen. Arbeitgeber und Länder 
können den Betrag für Pflegeprofis um 
500 Euro auf 1.500 Euro aufstocken.

Erweiterte Meldepflichten der 
Labors
Zur besseren Einschätzung des Infekti-
onsgeschehens werden auch die Melde-
pflichten der Labors erweitert. Künftig 
müssen auch negativ ausgefallene Tests 
den Gesundheitsämtern gemeldet wer-
den. Erfasst werden soll aber auch, wo 
sich jemand wahrscheinlich angesteckt 
hat und anonymisiert an das Robert 
Koch-Institut gemeldet werden. Die Re-
gierungskoalition will zudem den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) 
weiter stärker. Etwa 50 Millionen Euro 
sollen für die Gesundheitsämter bereit-
gestellt werden. Beim Robert Koch-Ins-
titut (RKI) wird zudem dauerhaft eine 
Kontaktstelle für den ÖGD eingerichtet.

DBfK: Auch Grad der Immunität 
testen
Der Deutsche Berufsverband für Pflege-
berufe (DBfK) kritisiert den Gesetzent-
wurf. Mit engmaschigen Tests auf eine 
Corona-Infektion hätte man vor den 
jetzt eingeführten Lockerungen begin-
nen müssen, so DBfK-Präsidentin Chris-
tel Bienstein. Zudem seien für die Steu-
erung der Abläufe in Gesundheitsein-
richtungen und Pflegediensten zusätz-
lich Tests auf den Grad der Immunität 
erforderlich. „Es muss sichergestellt sein, 
dass Mitarbeiter erst dann an ihren Ar-
beitsplatz zurückkehren, wenn sie vor ei-
ner erneuten Infektion geschützt sind 
und die von ihnen betreuten Personen 
nicht mehr anstecken“, bekräftigte Bien-
stein. Zugleich wiederholte der Berufs-
verband die dringende Forderung nach 
einer verlässlichen Versorgung mit ge-
eigneter Schutzausrüstung.

Nachbesserungsbedarf sieht der DBfK 
auch für das Meldewesen. So müsse 
zwingend dokumentiert werden, wie 
viele Pflegende sich im Rahmen ihrer 
Berufsausübung infiziert haben. Dies sei 
nicht nur notwendig, um Risiken abzu-
stellen, sondern auch um die Pflegenden 
im Falle einer Berufskrankheit abzusi-
chern. Die zugesagte „Corona-Prämie“ 
bleibt aus Sicht des DBfK eine „Glei-
chung mit vielen Unbekannten“. Ob die 
Pflegenden in den Krankenhäusern tat-
sächlich leer ausgehen sollen, sei ebenso 
offen wie eine finanzielle Beteiligung der 
Länder und Arbeitgeber. (ne) �

AUS DEN VERBÄNDEN

Hebammen sind systemrelevant
Die Hebammenverbände und der GKV-Spit-
zenverband haben in der Corona-Pandemie 
schnelle Lösungen gefunden. So ist unter an-
derem die Betreuung von Schwangeren und 
Müttern nun auch online möglich. Doch der 
föderale Flickenteppich erschwert die Berufs-
ausübung der Hebammen. Denn nicht in allen 
Bundesländern werden Hebammen zu den 
systemrelevanten Berufen gezählt und sind 
deshalb von den Gesundheitsämtern bei einer 
möglichen Verteilung von Schutzmasken und 
persönlicher Schutzkleidung nicht mitbe-
dacht.

Hierauf hat Ulrike Geppert-Orthofer, Präsiden-
tin des Deutschen Hebammenverbandes e. V. 
(DHV), hingewiesen. „Es ist absolut unver-
ständlich, dass wir nicht überall dort mitbe-
dacht werden, wo es um die Gesundheitsver-
sorgung der Bevölkerung geht. Und noch viel 
mehr: Richtig wäre es, auf der Ebene der Ent-
scheider mit am Tisch zu sitzen und unsere Ex-
pertise einzubringen – in der Politik, in den 
Gesundheitsämtern und in den Kliniken.“ Für 
die Zukunft müsse man aus den Fehlern, die 
gemacht wurden, lernen. Dazu gehörten unter 
anderem die bessere Bezahlung der Fachkräf-
te aus dem Gesundheits- und Pflegebereich 
sowie deren stärkere Einbindung in Entschei-
dungen, so Geppert-Orthofer weiter.

Der DHV stellt auf seiner Website umfang-
reiche Informationen zum Umgang mit 
COVID-19 zur Verfügung.

hebammenverband.de
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